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Mündlidier Beridil 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem 

Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
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Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Dr. Sdiäfer 

(Tübingen) 

Berichterstatter im Bundesrat: Minister Dr, Heubl 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 87. Sitzung am 16. De- 
zember 1970 beschlossene Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 

— Drucksachen W4 (neu), VI/1377, W1489 — wird nach Maß- 
gabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 

Bonn, den 11. Februar 1971 

Der Vermittlungsausschuß 

Vorsitzender Dr. Schäfer Dr. Heubl 

Osswald Berichterstatter 
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Dnidcsadie VI/ 1832 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Gesetz zum Sdiutz gegen Fluglärm 


1 . §1 

Dem § 1 werden folgende Sätze 2 und 3 ange- 
fügt: 

„Wenn der Sdiutz der Allgemeinheit es erfor- 
dert, sollen auch für andere Flugplätze, die dem 
Betrieb von Flugzeugen mit Strahltriebwerken 
zu dienen bestimmt sind, Lärmschutzbereiche 
festgesetzt werden. Lärmsdiutzbereiche werden 
auch für geplante Verkehrsflughäfen, die dem 
Linienverkehr angeschlossen werden sollen, fest- 
gesetzt, wenn die Genehmigung für die Anlegung 
des Verkehrsflughafens nach § 6 des Luftver- 
kehrsgesetzes erteilt ist." 

2. §3 

In § 3 werden die Worte „innerhalb eines Zeit- 
raumes von zehn Jahren" gestrichen. 

3. §9 

a) Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz 4 ange- 
fügt: 

„Bei Lärmschutzber eichen, die nach § 1 Satz 3 
festgesetzt werden, kann der Anspruch auf 
Erstattung erst vom Zeitpunkt der Inbetrieb- 
nahme des Flugplatzes an geltend gemacht 
werden," 

b) Nach § 9 Abs. 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Aufwendungen für bauliche Schall- 
schutzmaßnahmen bei Wohnungen oder 
Wohnraum im Sinne von § 3 des Siebenten 
Bundesmietengesetzes vom 18. Juni 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 786) werden nicht erstat- 
tet." 


4. § 15 Nr. 3 (§ 29 LuftVG) 

In § 29 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „ober- 
sten Landesbehörden" durch das Wort „Landes- 
behörden" ersetzt. 


5. § 15 Nr. 6 (§§ 32 a und 32 b LuftVG) 

a) In § 32 a Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„der Vereinigungen gegen Lärm" durch die 
Worte „der Bundesvereinigung gegen Flug- 
lärm" ersetzt. 

b) In § 32 a Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„der für den Immissionsschutz zuständigen 
obersten Landesbehörden und der obersten 
Ländesplanungsbehörden" durch die Worte 
„der von der Landesregierung bestimmten 
obersten Landesbehörden" ersetzt. 

c) In § 32 b Abs. 4 werden die Worte „Vertreter 
der für den Immissions schütz zuständigen 
obersten Landesbehörde, Vertreter der ober- 
sten Landesplanungsbehörde" durch die 
Worte „Vertreter der von der Landesregie- 
rung bestimmten obersten Landesbehörden" 
ersetzt. 


6. § 15 a (neu) 

Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt; 

«§ 15 a 

Weitergehende planungsrechtliche Vorschriften 

Vorschriften, die weitergehende Planungsmaß- 
nahmen zulassen oder weitergehende Entschädi- 
gungen gewähren, bleiben unberührt." 
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